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Positionspapier zur Bundestagswahl 2025  
des Verbands Wohneigentum  

 
Der gemeinnützige Verband Wohneigentum e.V.  setzt sich seit 1919 für Menschen im selbstgenutzten 
Wohneigentum ein. Derzeit vertreten wir die Interessen von 3 10.000 Mitgliedsfamilien in ganz Deutschland.  
 
Die Bundestagswahl markiert einen entscheidenden Moment für die Zukunft des selbstgenutzten 
Wohneigentums in Deutschland. In einer Zeit, in der steigende Baukosten, verschärfte 
Finanzierungsbedingungen und komplexe bürokratische Hürden den Traum vom Eigenh eim für viele 
Bürger*innen zunehmend unerreichbar machen, ist es unerlässlich, dass die Politik klare und entschlossene 
Maßnahmen ergreift.  
 
Selbstgenutztes Wohneigentum bietet mehr als nur Wohnraum; es symbolisiert individuelle Freiheit, 
langfristige finanzielle Sicherheit und soziale Stabilität , auch im Quartier . Es fördert die Eigenverantwortung, 
stärkt den gesellschaftlichen Zusammenhalt und dient als verlässliche Altersvorsorge.  
 
Dennoch stehen Eigentümer*innen vor zahlreichen Herausforderungen, darunter hohe Steuern, steigende 
Energiepreise und strikte energetische Sanierungsvorgaben.  
 
Eine instabile Förderkulisse im Bereich  energetische Sanierungen  sorgt seit Jahren für Verunsicherung. 
Beispielsweise wurde die Förderung für Energieberatungen im August 2024 von 80 % auf 50 % reduziert  
und es gibt Überlegungen in der Politik , die Fördermittel für Wärmepumpen im Jahr 2025 um 2,3 Milliarden 
Euro auf 14,4 Milliarden Euro zu kürzen. Diese Entwicklungen tragen zur Unsicherheit von Eigentümer*innen 
bei und könnten die Bereitschaft zu energetischen Sanierungen mindern.   
 
Das ETS2 -Gesetz und damit die Bepreisung von CO 2 führt bei vielen ebenso zu Besorgnis. In der Folge 
werden Energiepreise unweigerlich steigen, was den Sanierungsdruck weiter erhöht. Können Verbraucher  
aber trotz bestehender Förderungen eine ausreichend umfassende Sanierung nicht stemmen, droht 
besonders den einkommensschwächeren Haushalten der Verlust ihres Wohneigentums.  
 
Was die Situation ebenfalls verschärft, sind die neuen Regelungen zur Erhebung  der Grundsteuer. I n vielen 
Teilen Deutschlands , dabei gibt es je nach Region massive Unterschiede,  sind die Abgaben stark gestiegen . 
All diese Faktoren tragen dazu bei, dass es allgemein weniger Chancen und Entlastungen für 
Eigentümer*innen gibt .  
 
Die Bundestagsw ahlen haben gezeigt, dass der gesellschaftliche Zusammenhalt unter massiven Druck steht. 
Umso wichtiger ist es, Menschen mit den unterschiedlichsten Hintergründen durch Begegnungsstätten 
zusammenzubringen und aktive Gemeinschaften zu bilden. Dazu b eitragen kann das 
generationsübergreifende Wohnen. Menschen, die sich gegenseitig unterstützen,  sorgen für ein sozialeres 
Miteinander, auch außerhalb der eigenen vier Wände . Dies  schützt auch gegen Vereinsamung , besonders im 
Alter. Ehrenamt kann zusätzlich ein soziales und stabiles Miteinander  fördern. Ohne die unermüdliche  Arbeit 
der 16,4 Mio. Ehrenamt ler*innen  in Deutschland könnten viele soziale Projekte nicht umgesetzt werden.  
  
In diesem Positionspapier möchten wir die zentralen Anliegen und Forderungen des Verbandes 
Wohneigentum e.V. darlegen . Nicht zuletzt für den sozialen Zusammenhalt ist es wichtig , dass 
selbstgenutztes Wohneigentum auch in Zukunft für breite Bevölkerungsschichten erreichbar bleibt  und durch 
die Bundesregierung aktiv gefördert wird . Wir appellieren an die politischen Entscheidungsträger *innen, die 
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Bedeutung der beliebtesten Wohnform  anzuerkennen und entsprechende Rahmenbedingungen zu schaffen, 
die Erwerb, Bau und Erhalt von selbstgenutztem Wohneigentum fördern und erleichtern.  
  
Es ist an der Zeit, Wohneigentum wieder als zentralen Bestandteil einer nachhaltigen und gerechten 
Wohnraumpolitik zu betrachten und die Weichen für eine zukunftsorientierte Förderung zu stellen.  
 

1. Gesellschaftlicher Zusammenhalt  

• Eine lebendige Nachbarschaft basiert auf ehrenamtlichem Engagement , das soziale Projekte 
ermöglicht . Ohne die unermüdliche Arbeit der Ehrenamtlichen  wäre der sozial-gesellschaftliche 
Zusammenhalt deutlich schwächer . Der Verband plädiert für die Anerkennung von 
ehrenamtlichem Engagement  durch Maßnahmen wie  Rentenpunkte oder kostenlose ÖPNV -
Tickets.  
 

• Barrierefreie Begegnungsstätten sind essenziell für den sozialen Austausch und sollten politisch 
unterstützt und finanziert werden. Sie dienen nicht nur als Treffpunkt für Vereine, 
generationsübergreifende Zusammenkünfte oder Jugendtreffs, sondern fördern auch die 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und beugt so Vereinsamung vor.  Die Politik sollte 
Siedlungen und Quartiere bei der Etablierung von Gemeinschaftszentrale und 
Nachbarschaftstreffs finanziell ausreichend unterstützen. Um die Teilhabe von allen Menschen, 
junge Familien, Senior*innen und Menschen mit körperlichen Beeinträ chtigungen, zu 
gewährleisten , müssen diese Treffs barrierearm gestaltet sein.  

 

• Generationenübergreifendes Wohnen war noch vor einigen Jahrzehnten die Norm des täglichen 
Zusammenlebens: Großeltern, Eltern und Kinder teilen den Alltag und unterstützen einander. 
Heute sind diese Wohnformen seltener, obwohl di ese einige Vorteile bieten – nicht nur für die 
Familie, sonder n auch für die Gesellschaft. Generationenübergreifendes Wohnen entlastet 
soziale Strukturen: Ältere Menschen können in ihrem vertrauten Zuhause leben, da sie durch die 
Familie im Alltag unterstützt werden, während Kinder von der Präsenz, Fürsorge und 
Lebenserfahrung der Älteren profitieren.  Es bedarf  jedoch politischer Maßnahmen wie 
Anpassungen im Mietrecht und finanzieller Anreize  besonders für die Care -Arbeit-Leistenden, 
um diese Wohnformen aktiv zu fördern . 

 
 

2. Förderung und Finanzierbarkeit von selbstgenutztem Wohneigentum  
 

• Bestehende Programme  zur Schaffung von Wohneigentum , wie das KfW -
Wohneigentumsprogramm (Nr. 124) , bieten zinsgünstige Darlehen bis zu 100.000 Euro für den 
Bau oder Kauf von selbstgenutztem Wohneigentum.  Programme wie diese sollten erweitert, 
verstetigt und verlässlich gestaltet und die Darlehensbeträge an aktuelle Immobilienpreise 
angepasst werden . Ebenso sollten die allgemeinen Kaufnebenkosten  (Grunderwerbsteuer, 
Maklerprovision, Notar - und Grundbuchkosten)  gesenkt werden , um den Erwerb von 
selbstgenutztem Wohneigentum finanzierbarer zu gestalten.  
 

• Die meisten Eigentümer*innen können sich trotz der  verschiedenen Förderungen eine Sanierung  
kaum leisten. Ihr Vermögen ist zwar häufig größer als bei Mietenden, aber dieses ist selten 
liquide,  sondern fest in der Immobilie gebunden – somit steht es für notwendige Sanierungen 
nicht zu Verfügung 1. Besonders Debatten um Kürzungen der Förderungen schaffen wenig 
Vertrauen in der Bevölkerung und lassen das Ziel der Klimaneutralität weniger wichtig 
erscheinen. Daher  ist eine Erhöhung  und Verstetigung  der Fördermittel für energetische 
Sanierungen  zwingend  notwendig, um Sanierungen im Bestand in der umfassenden Anzahl 
umzusetzen, wie Sie für die Klimaziele nötig sind.  
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• Förderungen für Familien sind besonders wichtig bei der Schaffung von Wohnraum. Programme 
wie "Wohneigentum für Familien" (KfW -Programm Nr. 300) unterstützen  gezielt  Familien mit 
Kindern beim Erwerb von klimafreundlichem Neubau durch zinsgünstige Kredite. Um den 
Zugang zu erleichtern, sollten regelmäßig die Einkommensgrenzen überprüft und gegebenenfalls 
angehoben werden. Auch  das Programm „Jung kauft Alt“ soll Familien den Erwerb und die 
Sanierung von Bestandsimmobilien erleichtern. Angesichts der bisherigen geringen Resonanz in 
2024 (223 Zusagen), im Vergleich zum Förderprogramm „Wohneigentum für Familien“ mit 
4.853 Zusagen 2, sollten die Anforderungen, insbesondere die strikten Sanierungsfristen und 
energetischen Standards, überprüft und angepasst werden, um mehr Familien zur Teilnahme zu 
motivieren. 

 

• Menschen mit geringem bis mittlerem Einkommen stehen vor besonderen Herausforderungen 
bei dem Erwerb und dem Erhalt von Wohneigentum. Die bestehenden Förderungen sind ein 
wichtiger Schritt, d ennoch bedarf es weiterer Maßnahmen, um einkommensschwachen 
Haushalten den Zugang zu eigenem Wohnraum zu ermögliche n und allgemein die 
Grundbelastung , beispielsweise steigende Energiekosten, Grundsteuer und Sanierungskosten  für 
Menschen im selbstnutzenden Wohneigentum zu senken.   

 

• Die Beantragung von Fördermitteln ist oft mit hohem bürokratischem Aufwand verbunden. Es ist 
notwendig, die Bürokratie abzubauen, Prozesse zu optimieren und digitale Lösungen zu 
implementieren, um den Zugang zu Fördermitteln zu erleichtern und die Bearbeitungszeiten zu 
verkürzen.  Denn die entstehenden Verzögerungen Kosten die Eigentümerinnen und Eigentümer 
oder auch Kau finteressierten horrende Summen.  Denkbar wäre eine One -Stop-Lösung, in denen 
Informationen, Beratung und das Antragsverfahren über eine zentrale Anlaufstelle verwaltet 
werden.  

 

• Das Eigentum wird durch verschiedene Faktoren zunehmen d teuer. Einnahmen aus dem 
Emissionshandel sollten direkt an die Bürger *innen zurückfließen, um soziale Gerechtigkeit zu 
gewährleisten und die Akzeptanz für CO ₂-Bepreisungsma ßnahmen zu erh öhen. Beispiele hierf ür 
sind der Schweizer Ansatz 2, bei dem ein Teil der CO ₂-Abgabe über die Krankenversicherungen 
an die Bev ölkerung r ückerstattet wird, sowie das österreichische Modell des Klimabonus 3, der 
jährlich an alle Einwohner *innen ausgezahlt wird. Solche Maßnahmen können die finanzielle 
Belastung , die bereits jetzt hierzulande ausgesprochen hoch ist,  durch zusätzlich erhöhte 
Energiekosten abfedern und einen Anreiz für klimafreundliches Verhalten schaffen.  

 
 
Barriere reduziertes Wohnen: Förderungen und Informationen  
Barrierereduziertes Wohnen ist essenziell für ein selbstbestimmtes und sicheres Leben im Alter. Da  Rente und 
Ersparnisse oft nicht ausreichen, braucht es finanzielle Unterstützung für notwendige Umbaumaßnahmen. 
Das KfW -Zuschussprogramm „Altersgerecht Umbauen“ war eine zentrale Fördermaßnahme, doch in den 
letztlichen Plänen des Bundeshaushalts  sind keine Mittel mehr vorgesehen, obwohl der Bedarf weiter steigt. 
Bereits 2023 fehlten 2 Millionen altersgerechte Wohnungen, im Jahr 2025  werden es voraussichtlich 3,7 
Millionen sein. Die Politik steht in der Verpflichtung barrierefreien, bezahlbaren und gut angebundenen 
Wohnraum zu schaffen. Zudem kann die Umwandlung von Einfamilienhäusern in barrierefreie 
Mehrfamilienhäuser eine Lösung für kleinere Haushalte im Alter sein. Es zeigt sich, dass viele Senior*innen 
die häusliche Pflege der Heimunterbringung oder dem Umzug in altersgerechtes Wohnen vorziehen, was 
besonders die Engpässe bei barrierearmen Wohnraum und den wenig zur Verfügung stehenden 
Pflegeplätzen entlaste n könnte .4 Der Verband Wohneigentum fordert daher die Weiterführung und 
langfristige Sicherstellung der KfW -Förderprogramms , die Förderung innovativer Wohnkonzepte sowie den 
Ausbau der Beratungsangebote zu Fördermöglichkeiten und altersgerechtem Wohnen.  
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Klimaresiliente Gärten und Wasserschutz stärken  
Naturnahe Gärten sind essenziell für Klimaanpassung, Artenvielfalt und Extremwetterschutz . Sie kühlen bei 
Hitze, mindern Lärm, wirken als Windbremse und unterstützen die Versickerung von Regenwasser  vor Ort.  
Bäume verbessern die Luftqualität und filtern Feinstaub. 2 % der Fläche in Deutschland sind Gärten ; sie 
müssen dringend erhalten bleiben. Der Verband fordert deshalb gezielte Förderungen für Entsiegelung und 
generell für artenförderliche, ökologische Gartengestaltung, ebenso für ein ökologisches 
Regenwassermanagement mit  Zisternen und Versickerungs flächen oder -gruben.  
 
Bei der Stadtentwicklung müssen Grünflächen als „grüne Lungen“ und „Schwammbereiche“ gefördert 
werden und erhalten bleiben. Der Schutz von Trink - und Grundwasser erfordert nachhaltige Maßnahmen  
wie stärke Einschränkungen von chemischen Düngemitteln oder dem Gebrauch von Produkten , die Silikon 
enthalten und  Mikroplastik absondern , eine bessere Vernetzung der Wasserversorgung und staatliche 
Förderung von Regenwasserrückhaltesystemen. Zudem ist der Bodenschutz entscheidend, um Ökosysteme 
zu erhalten und unnötige Versiegelung zu verhindern.   
 
 
 
 
1 https://presse.lbs.de/pressreleases/energetische-sanierung -wie-viel-eigentuemer -finanzieren -koennen -
3298252?utm_source=chatgpt.com  
2https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/klima/fachinformationen/verminderungsmassnahmen/co2 -
abgabe/rueckverteilung.html    
3 https://www.klimabonus.gv.at/#a1  

 
 
 
Der gemeinnützige Verband Wohneigentum e.V. engagiert sich für bezahlbares,  
familiengerechtes und zukunftsfestes Wohneigentum. Er vertritt und berät Bauherr*innen,  
Menschen, die in ihrem eigenen Haus oder ihrer Wohnung leben und zukünftige  
Wohneigentümer*innen. Der Verbraucherschutzverband setzt sich für die Belange von  
Wohneigentümer*innen in Politik, Verwaltung und Wirtschaft ein.  
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